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Sperrfrist: Redebeginn

Anrede,

herzlich willkommen zum „Tag für Arbeit“ der FDP Baden-Württemberg.

Der 1. Mai ist traditionell der „Tag der Arbeit“. 

Diesen feiern in unserem Land genau diejenigen, die sich in den letzten Jahren als die größten Reformverweigerer erwiesen und zu Lasten der Arbeitslosen an ihren Besitzständen festgehalten haben.

4,6 Millionen Arbeitslose! 

Und die Gewerkschaften verhindern die Entstehung neuer Arbeitsplätze durch die fortgesetzte Blockade notwendiger Reformen.

Es ist höchste Zeit, dass wir aus dem rückwärtsgewandten „Tag der Arbeit“ endlich einen „Tag für Arbeit“ machen!

Schafft den 1. Mai als Feiertag ab – das wäre ein Zeichen für Arbeit!

Es ist höchste Zeit, dass wir ein deutliches Zeichen setzen für mehr Arbeitsplätze und für mehr Optimismus und Zuversicht in unserem Land! 

Wir wollen an diesem „Tag für Arbeit“ den Menschen in unserem Land deutlich machen, dass wir mit einer klaren und mutigen Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik im Land, im Bund und in Europa neue Arbeitsplätze schaffen können.

Wir schwenken keine roten Fahnen und wir malen auch kein düsteres Zukunftsbild.

Nein. Ganz im Gegenteil.

Wir Liberale wollen den Menschen in unserem Land deutlich machen, dass es bei den dringend notwendigen Reformen nicht in erster Linie um Opfer, sondern dass es vielmehr um die Zukunft unserer Jugend, unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger und damit um die Zukunftssicherung unseres Land geht. 

Wir wollen Reformen in unserem Land, weil wir den Wohlstand für morgen sichern wollen, damit unsere Kinder und Enkel auch übermorgen in einem freien und sicheren Land leben können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

warum brauchen wir Reformen?

Wir geben pro Kopf der Bevölkerung mehr Geld für die Gesundheitsvorsorge aus als fast alle anderen Staaten der Welt. Trotzdem sind wir nicht gesünder.

Unsere Aufwendungen für familienpolitische Leistungen sind, materiell gesehen, höher als in fast allen anderen Staaten der Welt. Trotzdem gibt es bei uns nicht mehr Kinder.

Unsere Arbeitslosenversicherung und die Mittel zur Arbeitsförderung sind in der ganzen Welt wirklich einmalig. 

Trotzdem ist es uns seit mehr als 30 Jahren nicht gelungen, jedem, der arbeiten will und kann, einen Arbeitsplatz zu besorgen.

Darum brauchen wir Reformen!

Diese Notwendigkeit der Reformen wird die FDP darstellen und für Einsicht bei den Betroffenen werben. 

Nur wer um das „Warum“ weiß, kann von dem „Darum“ überzeugt werden und Verständnis dafür aufbringen.

Deutschland braucht eine grundlegende Erneuerung, weil sich die Welt insgesamt im Umbruch befindet – vor allem ökonomisch.

Deutschland lebt von der Substanz.

Es hat doch nichts mit sozialer Kälte zu tun, wenn der Sozialstaat umgebaut wird.

Im Gegenteil!

Umbau, um die Zukunft zu sichern!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich nenne die Probleme ganz nüchtern beim Namen. 

Ich tue dies nicht, um schwarz zu malen, sondern, um klar zu sehen.

Es geht nicht darum, Panik zu machen, sondern es geht darum, Mut zu machen: die Probleme sind lösbar!

[Arbeitsmarkt]

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

damit wir unsere Lage richtig einschätzen können, lohnt sich ein vergleichender Blick in unsere Nachbarländer.

Nach Angaben des Instituts der deutschen Wirtschaft arbeiten wir in Deutschland durchschnittlich 35,7 Stunden in der Woche. 

(Folie 1)

Wir haben im europäischen Vergleich die ältesten Studienabgänger und die jüngsten Pensionäre, und dazwischen arbeiten wir auch noch am wenigsten.

Eine so kurze Arbeitszeit gibt es in keinem EU-Land und weder in den USA noch in Japan! 

Da wird teilweise bis zu fünf Stunden in der Woche länger gearbeitet als bei uns.

Ich halte nichts von einem Wettbewerb nach dem Motto: „Wer fordert die höchste Wochenarbeitszeit?“ 

Wenn wir diese Vergleichszahlen ganz nüchtern betrachten, dann muss doch jedem klar sein:

Wir müssen wieder mehr und flexibler arbeiten, nicht um die Menschen zu ärgern und zu plagen, sondern um im internationalen Wettbewerb um Arbeitsplätze und Wohlstandsverteilung mithalten zu können.

Ich halte einen Wochenarbeitszeit-Korridor von 25 bis 50 Stunden für denkbar, in dem keine Überstunden- oder Sonn- und Feiertagszuschläge bezahlt werden müssen – bei 40 Stunden Regelarbeitszeit.

So viel arbeiten wie möglich und so wenig wie nötig, je nach Auftragslage und Wirtschaftskraft – das ist die richtige Lösung.

Zu den niedrigsten Arbeitszeiten kommen dann noch die höchsten Urlaubstage hinzu:

Die Deutschen haben bis zu 43 Tage bezahlten Urlaub im Jahr.  

(Folie 2)

Wir sind damit im internationalen Vergleich die absoluten Spitzenreiter.

In keinem anderen vergleichbaren europäischen Land haben die Arbeitnehmer auch nur annähernd so viele bezahlte arbeitsfreie Tage. 

Die Iren machen 14 Tage weniger Urlaub als wir, die Amerikaner haben sogar 20 Tage weniger Urlaub im Jahr.

Damit ist die Jahresarbeitszeit in den USA um über 20 Prozent höher als in Deutschland.

In Deutschland wird nicht nur weniger gearbeitet als in den meisten anderen Staaten, sondern Arbeit ist in Deutschland auch noch wesentlich teurer als in fast allen anderen Staaten der Welt. 

Die Arbeitskosten in Westdeutschland sind die zweithöchsten nach Norwegen. 

(Folie 3)

Dabei schlagen vor allen Dingen die Lohnzusatzkosten zu Buche, denn hier liegen wir im internationalen Vergleich absolut an der Spitze. 

(Folie 4)

Bei der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer sind wir dagegen Schlusslicht. 

In Deutschland waren im Jahre 2002 nach Angaben des Instituts der deutschen Wirtschaft gerade einmal noch 38,4 Prozent der 55- bis 64-Jährigen erwerbstätig. 

(Folie 5)

In Großbritannien und Dänemark arbeiten deutlich über 50 Prozent dieser Altersgruppe, in den USA 60 Prozent, in der Schweiz etwa 65 Prozent und in Schweden arbeiten sogar fast 70 Prozent der 55- bis 64-Jährigen. 

Finnland hat die Erwerbsquote der 55- bis 64-Jährigen von 1995 bis 2002 um 13,4 Prozentpunkte gesteigert und im gleichen Zeitraum die Arbeitslosenquote von über 15 auf 9 Prozent gesenkt.

Wir dagegen leisten uns ein Ausmaß an Frühverrentung, das seinesgleichen sucht und beklagen uns gleichzeitig über den steigenden Druck auf die Sozialversicherungssysteme. 

Wenn man sich diese Zusammenhänge vor Augen führt, dann wird deutlich, dass wir ohne umfassende Reformen unseren Wohlstand nicht bewahren können.

Es muss endlich gehandelt werden!

Die FDP packt die notwendigen Strukturreformen entschlossen an.

Wir wollen die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen verbessern, wir wollen die Sozialversicherungssysteme wieder auf tragfähige Beine stellen, und wir brauchen ein niedriges, einfaches und gerechtes Steuersystem.

Wir brauchen vor allem aber eine Veränderung in den Köpfen! 

Je früher wir die Probleme anpacken, die uns heute lähmen, desto mehr Chancen haben wir im internationalen Wettbewerb.

Ich appelliere an Sie alle: 

Verschließen Sie nicht die Augen vor den Problemen, vor denen wir stehen!

Haben Sie den Mut, die Herausforderungen, vor denen wir stehen, offen anzugehen!

Ich bin mir sicher, dass unsere Generation genauso mutig ist, wie unsere Vorgänger, die unser Land nach dem Zweiten Weltkrieg wieder aufgebaut haben und die den Wohlstand in Deutschland geschaffen haben.

[Wirtschaft] „Für eine Wirtschaft, die sich wieder frei entfalten kann“

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir müssen in Deutschland die Marktwirtschaft vom Kopf wieder auf die Füße stellen.

Unsere Wirtschaft, unser Mittelstand, unser Handwerk und unsere freien Berufe brauchen wieder mehr Freiheit.

Rot-Grün setzt auf mehr Regulierung und die Grünen reden sogar davon, dass man der Wirtschaft die „Daumenschrauben“ anlegen und die Folterinstrumente zeigen müsse.

Mit dieser Kraftmeierei sichert man keinen einzigen Arbeitsplatz.

Die Wirtschaft braucht keine Folterinstrumente, sondern bessere Rahmenbedingungen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die Diskussion um die Ausbildungsplatzabgabe ist ein erschreckendes Beispiel dafür, wie man das Vertrauen der Wirtschaft in die Politik vergiften kann.

Wer Pleite geht, kann nicht ausbilden!

Deshalb müssen wir gerade die Unternehmen im Mittelstand stärken. Dann wird auch wieder mehr ausgebildet!

Jährlich bilden Tausende Handwerker junge Menschen aus, obwohl ihnen finanziell das Wasser bis zum Hals steht und sie mit Haus und Hof und Frau und Kind für ihre Betriebe haften.

Sie übernehmen Verantwortung. 

Verantwortung für die jungen Menschen, denen sie mit einer Ausbildung eine Berufs- und Lebensperspektive bieten und Verantwortung für die Gesellschaft, weil sie deren Wettbewerbsfähigkeit von morgen sichern. 

Wer diese persönliche Verantwortung, die mit dem hohen Risiko des unternehmerischen Scheiterns verbunden ist, jetzt auch noch mit einer Strafsteuer belegt, und etwas anderes ist die Ausbildungsplatzabgabe nicht, der sorgt dafür, dass bald niemand mehr in Deutschland bereit ist, Verantwortung für sich und andere zu übernehmen.

Jeder sagt: „Unsinn!“

Da soll was kommen, das niemand braucht, das nur schadet!

Reine SPD-Vorsitzenden-Politik!

So schamlos hat noch nie jemand die Interessen des Landes, der Wirtschaft, der jungen Menschen missbraucht, nur um ein rein parteipolitisch, taktisch verfolgtes Ziel zu erreichen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die geplante Ausbildungsplatzabgabe ist ein weiterer Beweis für die rot-grüne Politik des ständigen Misstrauens.

Die liberale Politik des Zutrauens sieht anders aus:

Jedes Jahr verlassen ca. 100.000 Jugendliche die Schule ohne Abschluss und haben damit Null Chancen auf einen Ausbildungsplatz.

Diesen jungen Menschen sagen wir indirekt auf den Kopf zu: Dich können wir nicht gebrauchen!

Das darf doch nicht sein, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich setze mich als dafür ein, dass diesen Jugendlichen mit einer 2-jährigen Werkerausbildung auch endlich eine Chance gegeben wird.

Es gibt nun einmal theorieschwächere Jugendliche.

Die bauen Ihnen ein Auto auseinander und setzen es wieder tadellos zusammen. Sie können Ihnen aber nicht Punkt für Punkt aufschreiben, wie sie das gemacht haben.

Für diese Jugendliche will ich eine 2-jährige Basislehre mit einem ersten Berufsabschluss, der später ergänzt werden kann.

Auch hier sperren sich die Gewerkschaften, weil sie den Einstieg in einen Niedriglohnsektor befürchten.

Die Gewerkschaften tragen konkret die Verantwortung dafür, dass jährlich 100.000 Jugendliche keine Berufs- und Lebensperspektive haben und der Dauerarbeitslosigkeit ausgesetzt sind.

Das nenne ich verantwortungslos und geradezu zynisch.

So kann und darf man mit jungen Menschen nicht umgehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir dürfen der Wirtschaft nicht weitere Fesseln anlegen, sondern wir müssen sie endlich von ihren Fesseln befreien.

Dazu gehört zum Beispiel auch die Reform der Erbschaftsteuer.

In unserem Land hängen jährlich bei 11.000 Unternehmen 140.000 Arbeitsplätze vom Gelingen der Unternehmensübergaben ab.

Weil auch hier die Erbschaftsteuer gnadenlos zu schlägt und die Existenz von mittelständischen Betrieben gefährdet, fordern wir die Bundesregierung zum Erlass der Erbschaftsteuer bei Betriebsfortführung auf.

Konkret bedeutet dies: 

Die Erbschaftsteuerschuld wird bei Fortführung des Betriebes durch die Erben pro Jahr um zehn Prozent erlassen.

Das gewährleistet nach zehn Jahren einen vollständigen Erlass und sorgt dafür, dass Betriebe fortgeführt, Arbeitsplätze gesichert und der Freiraum für neue Investitionen geschaffen wird.

Im übrigen ist dies keine Steuervergünstigung, sondern die Erfüllung der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes. 

Es setzt nämlich den Erhalt von Arbeitsplätzen an die vorderste Stelle bei der Vererbung von mittelständischen Betrieben.

Leider vertraut Rot-Grün auch hier den Menschen nicht.

Ganz im Gegenteil.

Sie setzen auf Sozialneid und wollen die Erhöhung der Erbschaftsteuer.

So beruhigt man zwar die eigene Anhängerschaft, aber man schafft kein Vertrauen.

[Finanzen] „Für ein Steuersystem, das einfach, niedrig und gerecht ist“

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

das A und O für die Gesundung unserer Wirtschaft und die Zurückgewinnung des Vertrauens der Konsumenten ist eine wirkliche Steuerreform: einfach, niedrig und gerecht !

Auch das hat etwas mit Vertrauen in die Menschen  zu tun.

Wir Freien Demokraten sind der Meinung, dass die Menschen viel besser mit ihrem eigenen Geld umgehen können als der Staat dies jemals kann.

Wir wollen keine Taschengeld-Gesellschaft, in der der Staat den Großteil des Einkommens einkassiert und den Menschen dann nur noch ein monatliches Taschengeld lässt.

Die Antwort auf die fatale Finanzsituation der öffentlichen Haushalte sind nicht mehr, sondern weniger Steuern.

Öffentliche Haushalte müssen auf der Ausgabenseite saniert werden.

Steuererhöhungen von heute sind die Einnahmeausfälle von morgen und die Schulden von übermorgen.

Lassen wir den Menschen wieder mehr von ihrem hart verdienten Geld.

Das schafft mehr Freiraum für Eigenverantwortung und Eigenvorsorge und das entlastet wiederum den Staat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wer Steuern senkt, muss auch die Staatsausgaben senken.

Dazu gehört, dass wir alle Subventionen schrittweise auf Null zurückführen.

Die Vorschläge dazu liegen als Gesetzesvorschlag der FDP bereits im Bundestag. 

Leider lässt sich eine Mehrheit dafür nur an Sonn- und Feiertagen im Bundestag finden.

Wenn es hart auf hart kommt, dann stimmt allein die FDP zu. 

Die Schwarzen liegen mit angelegten Ohren in der Ackerfurche, und Rot-Grün beschwört den Untergang des Abendlandes.

So war es im übrigen auch, als die FDP vor kurzem im Bundestag den schlichten Antrag gestellt hat, das Konnexitätsprinzip, also die Selbstverständlichkeit „Wer bestellt, bezahlt!“ im Grundgesetz zu verankern.

In Sonntagsreden beschwören Rote, Grüne und Schwarze dieses Prinzip.

Doch mit der konkreten Verfassungsänderung zugunsten unserer Gemeinden konfrontiert, fallen ihnen tausend Gründe dagegen ein. 

Oder wie soll man es bewerten, dass nur die FDP im Bundestag für das Konnexitätsprinzip gestimmt hat und alle anderen dagegen?

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

das Konnexitätsprinzip wäre ein erster Schritt, die Kommunen zu stärken.

Ein viel wichtiger Schritt ist aber eine umfassende Gemeindefinanzreform.

Auch hier setzt Rot-Grün auf Steuererhöhung.

Die Bundesregierung würde nur zu gerne die Gewerbesteuer ausweiten und das komplizierte und wettbewerbsfeindliche kommunale Steuerrecht beibehalten.

Wir Liberale wollen die Gewerbesteuer abschaffen.

Die Gemeinden erhalten als Ausgleich einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer und sie bekommen ein eigenes Hebesatzrecht auf die Einkommen- und Körperschaftssteuer.

Das verstetigt nicht nur die Einnahmen der Kommunen, da die Gewerbesteuer äußerst konjunkturanfällig ist, sondern es sorgt auch für eine stärkeres Interesse der Bürgerinnen und Bürger an der Haushaltspolitik ihrer Gemeinde.

[Elite] „Für ein Land, das die besten Köpfe halten und zurückholen kann“
Meine sehr geehrten Damen und Herren,

auf einem ganz anderen Feld der Politik schien es zunächst so, als ob Rot-Grün wenigstens einmal die Zeichen der Zeit erkannt hätte.

Rot-Grün war plötzlich für Eliten und zwar in Form von Elite-Hochschulen.

Das ist schon eine Ironie der Geschichte:

Ausgerechnet die SPD, für die „Elite“ jahrzehntelang ein Kampfbegriff gegen alles Leistungsorientierte war, den sie nur mit spitzen Fingern angefasst hat, will jetzt „Elite-Hochschulen“.

Wie üblich ist man dort der Meinung, das ginge mit ein paar Millionen Euro von heute auf morgen.

Verehrte Bundesregierung, erst die Institutionen ändern, erst die Strukturen leistungsfähig und leistungsfreundlich gestalten, dann kommt auch das Renommee.

Wer gutes Geld schlechten Strukturen hinterher wirft, verschwendet das Geld der Steuerzahler.

Wir brauchen im Hochschulsystem viel mehr Wettbewerb.

Wettbewerb ist die Garantie für bessere Leistungen an den Hochschulen.

Wer bessere Hochschulen will, der darf sich aber auch nicht länger nachlaufenden Studiengebühren verschließen.

Ich bin mir ganz sicher, dass Studiengebühren die Qualität der Lehre verbessern werden. 

Wer bezahlt, achtet genauer auf die Leistung, die er erhält.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

für Liberale ist Elite kein Klassenbegriff.

Liberale sind überzeugt:

Jeder hat das Recht, durch eigene Leistung zur Leistungselite hinzu zu stoßen.

Wir wissen, dass Eliten die Voraussetzung für Innovation und wirtschaftlichen Wohlstand sind.

Wir setzen auf Eliteförderung und nicht auf Sozialneid.

Wir setzen auf gleiche Chancen am Start und nicht auf Gleichmacherei.

[Frau und Beruf] „Für mehr Chancen für Frauen“

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

mehr Chancen brauchen auch die Frauen in unserem Land, wenn es um das Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ geht.

Die Frage der Qualifikation hängt auch mit der Tatsache zusammen, dass es gut ausgebildete Frauen gibt, die, obwohl sie gerne arbeiten würden, dies nicht tun können, weil sie keine Betreuungsangebote bekommen.

Unser Schul- und Betreuungswesen zwingt sie dazu, sich im Zweifel ausschließlich für die Familie und gegen den Beruf zu entscheiden.

Das kann und das darf nicht so bleiben.

Mehr Chancen eröffnen wir nur, wenn wir die Kinderbetreuung verbessern.

Hier fassen wir uns in Baden-Württemberg auch an die eigene Nase: 

Bei uns gibt es nur für 1,3 Prozent der 0-3-jährigen Kinder einen Ganztagesbetreuungsplatz. 

Vergleicht man die Betreuungsquote der 0-3-jährigen Kinder zwischen Deutschland und Frankreich und setzt sie in Beziehung zur Erwerbsquote von Frauen, so wird ein wichtiger Zusammenhang deutlich:

In Deutschland gibt es für ca. 10 % der 0-3-Jährigen einen Krippenplatz. In Frankreich für 34 Prozent.

In Deutschland liegt die Vollzeit-Erwerbsquote von Frauen mit Kindern bei 26,1 % und in Frankreich liegt sie nahezu doppelt so hoch bei 45,4 %. 

Da gibt es also einen klaren Zusammenhang.

Wer sich für ein Leben mit Kindern entscheidet, trifft damit immer eine Entscheidung, die über das eigene Leben und die eigenen Interessen hinausweist.

Diese Entscheidung kann der Staat niemandem abnehmen.

Aber dafür sorgen, dass die gesellschaftlichen Bedingungen stimmen, für die Eltern, aber noch mehr für die Kinder, das muss ein moderner Sozialstaat leisten.

Wir Liberale sind davon überzeugt, dass es besser ist, das bisher zusätzlich zum Bundeserziehungsgeld gezahlte Landeserziehungsgeld in eine deutlich verbesserte Kinderbetreuung zu investieren.

Konkret heißt dies:

Das Landeserziehungsgeld soll ab 2005 stufenweise umgeschichtet werden. 

75 % der 105 Millionen Euro sollen in die Kinderbetreuung investiert werden, insbesondere in den weiteren Ausbau von Krippenplätzen und Ganztagesbetreuungseinrichtungen für Kindergarten- bzw. Schulkinder.

Das Beispiel Frankreich zeigt, wer in die Kinderbetreuung investiert, sorgt dafür, dass sich wieder mehr junge Menschen für Beruf und Familie entscheiden.

[Europa]

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

heute wird die EU um 10 Länder größer.

Das ist ein großer Tag für Europa.

Was mit dem Aufstand am 17. Juni 1953 in der DDR begann, 1956 in Ungarn, 1968 in der CSSR und 1981 in Polen seine Fortsetzung erlebte, 1989 zum Fall der Mauer und des Eisernen Vorhang führte, findet nun einen weiteren Höhepunkt:

Die Idee der Freiheit und das Streben nach Frieden, Sicherheit und Demokratie haben sich überall in Europa durchgesetzt.

Ich denke, dass wir bei allem, was jetzt schon wieder an Schwarzmalerei betrieben wird, dass wir bei alldem eines nicht vergessen dürfen:

Jetzt hat ganz Europa eine Chance auf dauerhaften Frieden und dauerhaften Wohlstand in Freiheit.

Der heutige 1. Mai ist ein Glückstag für ganz Europa.

Niemand spricht mehr von West- oder Osteuropa, und wir sollten uns hüten zwischen altem und neuem Europa zu trennen.

Heute ernten wir die Früchte, die die drei liberalen Außenminister Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und Klaus Kinkel mit Ihrer Vision eines einigen Europas gesät haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

mit der Erweiterung der EU sind mehr Chancen als Risiken verbunden. 

Unsere Wirtschaft kann neue Absatzmärkte auf sicherem rechtlichen Terrain erschließen. 

Das bietet gerade der baden-württembergischen Wirtschaft mit ihrem hohen Innovationspotential zusätzliche Wachstums- und Beschäftigungschancen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wer sich wie ich als überzeugter schwäbischer Europäer für Europa einsetzt, der macht sich aber auch Sorgen über eine EU, die sich von den Bürgerinnen und Bürgern entfernt.

Wir Liberale setzen uns ein für ein Europa der Bürger.

Deshalb wollen wir auch, dass das deutsche Volk über die zukünftige EU-Verfassung entscheidet.

Tony Blair hat mit seiner Ankündigung für ein Referendum darüber eine neue Diskussion ausgelöst.

Das ist gut und richtig so.

Wer die Bürgerinnen und Bürger für Europa begeistern will, der muss sie auch über Europa und über seine Verfassung entscheiden lassen.

Wir Liberale haben dies im Bundestag beantragt.

Leider haben es Rote, Schwarze und ausgerechnet die grünen Basisdemokraten abgelehnt.

Im übrigen bin ich der festen Überzeugung, dass wir die Bürgerinnen und Bürger nicht nur über die EU-Verfassung sondern auch über einen möglichen Beitritt der Türkei zur EU abstimmen lassen sollten.

Derzeit steht für mich aber auf jeden Fall fest, dass die Türkei weder ökonomisch noch rechtsstaatlich für den EU-Beitritt bereit ist.

[Tarifkartelle]

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wer sich für Europa und die Chancen des globalen Wettbewerbs einsetzt, der muss im eigenen Land dafür sorgen, dass Wettbewerbsfähigkeit gewährleistet ist.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich:

Das Tarifkartell in Deutschland schadet unserer Wettbewerbsfähigkeit.

Wer angesichts von über 4 Millionen Arbeitslosen behauptet, die Tarifautonomie habe sich bewährt, der lügt, redet zynisch oder kaschiert andere Interessen.
Von einem Arbeitsmarkt kann überhaupt nicht die Rede sein.

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände verhandeln immer für diejenigen, die in Arbeit sind, aber nie für diejenigen, die draußen vor den Werkstoren stehen, aber auch endlich Arbeit haben wollen.

Die brutalste soziale Härte ist Arbeitslosigkeit, weil Arbeit mit der Würde des Menschen zu tun hat !

Menschen werden nicht durch Transferleistungen glücklich, sondern durch das Gefühl, gebraucht zu werden und sinnvolle Dinge zu tun !

Wir Liberale wollen das Tarifvertragsrecht so ändern, dass betriebliche Bündnisse vor Ort möglich werden.

Wenn 75 % der Belegschaft, das ist ein höheres Quorum als bei einer Verfassungsänderung, wenn 75 % der Belegschaft sich mit dem Unternehmen auf einen eigenen Haustarif einigen, dann soll der abweichend vom sonstigen Tarifvertrag gelten können.

Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Ort wissen doch viel besser über ihre betriebliche Situation bescheid, als es irgendwelche Funktionäre in fernen Gewerkschaftszentralen je ahnen können.

Gebt den Betrieben mehr Freiheit!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

unsere Aufgabe, eine neue, eine bessere Republik zu begründen scheitert, wenn die Wirtschaftsorganisationen ausgespart bleiben.

Deren Zustand ist bestürzend: 

Die Welt der Kammern und Verbände ist so bürokratisiert, so hierarchisch zementiert, so intransparent verkungelt wie die der Gewerkschaften.

Als die IG Metall im vergangenen Jahr den Streik im Osten verlor, da jammerte niemand so herzergreifend über den drohenden Untergang der Gewerkschaft wie die Metallarbeitgeber.

Nur Mut !

Ran an das Tarifkartell !

Oder, verehrte Arbeitgeber in den Verbänden, ist das zu viel verlangt an Sinn für unternehmerische Freiheit ?
[Demographie]

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

der demographische Wandel ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit.

Einer immer größer werdenden Zahl älterer Menschen stehen immer weniger junge Menschen gegenüber.

In Baden-Württemberg leben heute schon mehr ältere Menschen über 60 als jüngere Menschen unter 20!

Die rückläufigen Geburtenraten verschärfen diese Entwicklung noch.

In einer aktuellen Studie des Instituts für Weltbevölkerung und globale Entwicklung wird deutlich darauf hingewiesen, dass nur ein Zeitraum von zehn Jahren bleibt, um der dramatischen demographischen Veränderung, die auf uns zukommt, entgegen zu wirken.

Wir Liberalen setzen uns für ein mutiges Umdenken auf allen gesellschaftlichen und politischen Ebenen ein.

Wenn wir den demographischen Wandel meistern wollen, dann müssen wir auch mehr auf die Schaffens- kraft und die Erfahrung der älteren Generation setzen.

Warum soll es, wenn es um das Thema Zivildienst geht, z.B. kein freiwilliges soziales Jahr auch für Ältere geben? 

Wir müssen endlich aufhören, ältere Menschen als „altes Eisen“ zu betrachten.

Nutzen wir die Potentiale der älteren Generation, setzen wir auf deren ehrenamtliches Engagement.

Die ältere Generationen wird gebraucht, und sie will gefordert werden.

Wenn wir dies nicht begreifen, dann werden wir die größten Probleme mit dem demographischen Wandel bekommen. 

[Verkehr/Infrastruktur]

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

stellen Sie sich vor, 2006 ist Fußball-Weltmeisterschaft in unserem Land, und es sitzen kaum Zuschauer in unseren Stadien.

Wenn die rot-grüne Verkehrspolitik so konzeptionslos weiter wurschtelt wie bisher, dann haben wir zwar die modernsten Fußballstadien der Welt, aber die Zufahrtsstraßen sind in einem schlechteren Zustand als es heute die Überreste der Via Appia sind.

Bei immer knapper werdenden öffentlichen Mitteln muss der Staat kreativer werden.

Public Private Partnership lautet eine Lösung, die wir beim Straßenbau oder z.B. auch beim Schul- oder Kindergartenbau nutzen sollten.

Wir wollen diese Modelle in Baden-Württemberg nutzen, werden aber vom Bund bisher daran gehindert.

Durch Public Private Partnership könnte gerade in der Region Stuttgart die Verkehrsinfrastruktur enorm verbessert werden.

Und Sie alle kennen und erleben täglich, wie dringend eine Verbesserung notwendig ist.

[Patriotismus]

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

Deutschland hat trotz vieler Probleme alle Chancen, die Zukunft zu meistern.

Das geht aber nicht, wenn wir nur auf „Vater Staat“ vertrauen.

Wie soll ein Bürgertum aussehen, an welche Pflichten soll es gemahnt werden, wenn der Staat Platz schafft.

Ich bin fest davon überzeugt, dass unsere Gesellschaft mehr nach innen gerichteten Patriotismus nötig hat.

Kurz gesagt, wir Liberalen wollen eine Gesellschaft, die zusammen steht.

Wir wollen keine Gesellschaft, in der Neid geschürt, sondern in der Leistung – egal auf welchem Gebiet - anerkannt wird.

Wir wollen mehr freiwilliges Engagement und mehr Zivilcourage.

Wir wollen eine solidarische Gesellschaft, in der die Stärkeren für die Schwächeren einstehen.

Aber in der sich die Schwächeren nicht auf dieser Gewissheit ausruhen, sondern auch ihren Teil der Verantwortung für die Gesellschaft übernehmen.

Nach innen gerichteter Patriotismus ist keine Frage der Nationalhymne.

Es ist eine Frage des Einstehens für diese Gesellschaft.

Nicht auf symbolhaften Schau-Demos gegen Rechts oder Links, sondern ganz konkret in der Nachbarschaft, in der Heimatgemeinde, für die Heimatregion.

Theodor Heuss hat schon darauf hingewiesen:

„Die Demokratie als Gesinnungskraft und Lebensform lebt aus dem Ehrenamt. Ob Innere Mission oder Caritas, ob Arbeiterwohlfahrt oder Rotes Kreuz. Hier ist immer etwas von diesem ehrenamtlichen Dem-Anderen-zur-Verfügung-Stehen vorhanden.“

Theodor Heuss hatte vollkommen recht: 

Unsere Demokratie lebt von den vielen Freiwilligkeiten und nicht von dem Glauben an den allmächtigen Staat.

Mehr persönliche Freiheit ist die Grundvoraussetzung für mehr Freiwilligkeit und mehr persönlicher Einsatz für die Gesellschaft.

Vom Staat gegängelte und regulierte Bürgerinnen und Bürger haben keine Lust, sich für einen Staat einzusetzen, der immer mehr verlangt, aber immer weniger leistet.

Die Verantwortungsgemeinschaft von Bürger und Staat ist die bessere Alternative zu dem rot-grünen Weg zu immer mehr Staat und immer stärkerer Entmündigung der Bürger. 

Für Liberale hat der Bürger Vorrang.

Weniger Staat bedeutet für uns Liberale doch nicht weniger, sondern eben mehr Gemeinschaft und damit auch mehr Mitmenschlichkeit ! 

Noch immer wird in Deutschland Solidarität, Verantwortung füreinander viel zu sehr als eine Aufgabe des Staates verstanden und viel zu wenig als Aufgabe einer liberalen, patriotischen  Bürgergesellschaft.
Welche Transferleistungen können privat erbracht werden, ohne dass die öffentlichen Systeme, ohne dass der Staat einspringen muss ?

Vormoderne Forderungen wie Zusammenhalt und Verantwortung für die Nächsten werden in den kommenden Jahren ein Come-back erleben !

Wir brauchen einen neuen, einen nach innen gerichteten Patriotismus. 

Wir brauchen eine neue Verantwortungskultur, in der die Eigenverantwortung für jeden selbst und auch Verantwortung für die Gemeinschaft wieder betont wird.
Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir Freien Demokraten setzen auf mehr persönliche Freiheit.

Wir werden in den kommenden Jahren für mehr nach innen gerichteten Patriotismus kämpfen.

Nur mit mehr persönlicher Freiheit und einem Mentalitätswechsel hin zu weniger Glauben an den Staat und mehr Vertrauen in die Schaffenskraft und das Verantwortungsbewusstsein der Menschen in unserem Land werden wir die Herausforderungen der Zukunft meistern.

Wir haben alle Chancen, lassen Sie sie uns gemeinsam nutzen!

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!
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